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Vorvertragliche Information für außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge und für 
Fernabsatzverträge zu SpardaDynamic 

Diese Information steht nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 

Name und Anschrift der Bank Zuständige Filiale 

Sparda-Bank Hessen eG 
Osloer Straße 2 
60327 Frankfurt am Main 

 

Telefon Telefon 

0 69 / 75 37 - 0  
  €/Minute Festnetzpreis; Mobilfunkhöchstpreis: 0,42 €/Minute   €/Minute Festnetzpreis; Mobilfunkhöchstpreis: 0,42 €/Minute 

  €/Anruf Festnetzpreis; Mobilfunkhöchstpreis: 0,42 €/Minute   €/Anruf Festnetzpreis; Mobilfunkhöchstpreis: 0,42 €/Minute 

x  Kosten zusätzlicher Art fallen nicht an.   Kosten zusätzlicher Art fallen nicht an. 

Telefax Telefax 

0 69 / 75 37 - 769  
E-Mail E-Mail 

kontakt@sparda-hessen.de  

 
Gesetzlich Vertretungsberechtigter der Bank ist der Vorstand 

Markus Müller (Vors.), Michael Weidmann (stv. Vors.), Rüdiger Orth 
Name und Anschrift des für die Bank handelnden Vermittlers/Dienstleisters 

 
Eintragung im (Genossenschafts-)Register (Amtsgericht/Register-Nr.)  

Amtsgericht Frankfurt, Genossenschaftsregister Nummer 634 

Steuer- bzw. Umsatzsteueridentifikationsnummer 

DE 114 104 708 

 

Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankgeschäften aller Art und von damit zusammenhängenden Geschäften. Die 
für die Zulassung von Kreditinstituten zuständige Aufsichtsbehörde ist die Europäische Zentralbank, Sonnemannstraße 22, 60314 
Frankfurt am Main, Deutschland (Postanschrift: Europäische Zentralbank, 60640 Frankfurt am Main, Deutschland); die für den 
Schutz der kollektiven Verbraucherinteressen zuständige Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn bzw. Marie-Curie-Straße 24-28, 60439 Frankfurt am Main. Maßgebliche Sprache 
für dieses Vertragsverhältnis und die Kommunikation mit dem Kunden während der Laufzeit des Vertrags ist Deutsch. Gemäß Nr. 6 
Abs. 1 der Allgemeinen Geschäftsbedingungen gilt für den Vertragsschluss und die gesamte Geschäftsverbindung zwischen dem Kunden 
und der Bank deutsches Recht. Es gibt keine vertragliche Gerichtsstandklausel. Die Bank ist der Sicherungseinrichtung des 
Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e. V. angeschlossen. Dieses institutsbezogene Sicherungssystem 
hat die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen Instituten abzuwenden 
oder zu beheben. Alle Institute, die diesem Sicherungssystem angeschlossen sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine Insolvenz zu 
vermeiden. 

 

Beschwerdestelle der Bank 

Sparda-Bank Hessen eG  
Qualitätsmanagement  
Osloer Straße 2  
60327 Frankfurt am Main 

 
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Für die Beilegung von 
Streitigkeiten mit der Bank besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung eines Antrags auf Abschluss eines 
Basiskontovertrags für Nichtkunden die Möglichkeit, den Ombudsmann für die genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen 
(https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). Näheres regelt die „Verfahrensordnung für die außergerichtliche 
Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur 
Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim 
Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken – BVR, Schellingstraße 4, 10785 Berlin, E-Mail: 
kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten. 
 
Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes  und 
Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

http://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle)
mailto:kundenbeschwerdestelle@bvr.de
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erhältlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. Zudem 
besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in Textform (z. 
B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten. 
 
Die Europäische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur außergerichtlichen Online-
Streitbeilegung (sogenannte OS-Plattform) bereit. 
 
Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen. 
 

 
Informationen zu SpardaDynamic 
SpardaDynamic ist eine Spareinlage mit einer Kündigungssperrfrist von 12 Monaten und einer gestaffelten Festzinsvereinbarung. 
Nach der Kündigungssperrfrist unterliegt das Produkt einer Kündigungsfrist von drei Monaten. Es ist ein Mindestanlagebetrag zu 
erbringen. Die Anlage kann ausschließlich als Einmaleinlage erfolgen. Zuzahlungen während der Laufzeit der Festzinsvereinbarung 
sind ausgeschlossen. Wird durch Verfügung der Mindestanlagebetrag unterschritten, endet die Festzinsvereinbarung. Das 
Restguthaben wird dann als Spareinlage mit 3-monatiger Kündigungsfrist weitergeführt. Die Zinsen werden am Jahresende 
gutgeschrieben. Die Zinserträge unterliegen der Kapitalertragssteuer, Solidaritätszuschlag und ggfs. Kirchensteuer. Bei Fragen 
sollte sich der Kunde an die für ihn zuständige Steuerbehörde oder seinen steuerlichen Berater wenden. Es gibt keinen 
Leistungsvorbehalt, es sei denn, dieser ist ausdrücklich vereinbart. 
 
Die Bank erwirbt als Sicherheit für ihre Forderungen ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen, an denen eine inländische 
Geschäftsstelle Besitz erlangt oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Ansprüchen, die dem Kunden 
gegen die Bank aus der bankmäßigen Geschäftsverbindung zustehen oder künftig zustehen werden. Das Pfandrecht dient der 
Sicherung aller bestehenden, künftigen und bedingten Ansprüche, die der Bank gegen den Kunden zustehen. Für den gesamten 
Geschäftsverkehr gelten ergänzend die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank. Daneben gelten die beiliegenden 
Sonderbedingungen, die Abweichungen oder Ergänzungen zu diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten. 
Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. Bei Änderungsvereinbarungen ergeben sich 
weiterführende Informationen auch aus der ursprünglichen Vertragsurkunde. 
 

Information zum Zustandekommen des Vertrags 
Kundenstamm-Vertragsverfahren 
Der Vertrag ist zustande gekommen, wenn der Kunde auf das seitens der Bank erklärte Angebot (z. B. per Telefon oder per Online-
Banking) die Annahme dieses Angebots erklärt bzw. die Bank das von dem Kunden erklärte Angebot angenommen hat. Durch die 
im Nachgang vorgenommene Übersendung der Vertragsunterlagen wird der abgeschlossene Vertrag lediglich bestätigt.  
 

Widerrufsbelehrung 
Abschnitt 1  
Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen mittels einer eindeutigen Erklärung widerrufen. 
Die Frist beginnt nach Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen sowie alle nachstehend unter Abschnitt 2 aufgeführten Informationen auf einem dauerhaften Datenträger (z. 
B. Brief, Telefax, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die 
Erklärung auf einem dauerhaften Datenträger erfolgt. Der Widerruf ist zu richten an: 

Name/Firma und ladungsfähige Anschrift des Widerrufsadressaten 

Sparda-Bank Hessen eG, Osloer Straße 2, 60327 Frankfurt am Main 
Telefax E-Mail 

0 69 / 75 37 - 769 kontakt@sparda-hessen.de 
Internet 

www.sparda-hessen.de 

 
Abschnitt 2 
Für den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen 
 

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben: 
 
1. die Identität des Unternehmers; anzugeben ist auch das öffentliche Unternehmensregister, bei dem der Rechtsträger 

eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer oder gleichwertige Kennung; 
 

2. die Hauptgeschäftstätigkeit des Unternehmens und die für seine Zulassung zuständige Aufsichtsbehörde, 
 

3. die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie Informationen darüber, wie der Vertrag zustande kommt;  
 
4. den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschließlich aller damit verbundenen Preisbestandteile sowie alle über den 

Unternehmer abgeführten Steuern oder, wenn kein genauer Preis angegeben werden kann, seine Berechnungsgrundlage, 
die dem Verbraucher eine Überprüfung des Preises ermöglicht; 

 
5. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung; 

 
6. das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere 

Name und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs 
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einschließlich Informationen über den Betrag, den der Verbraucher im Fall des Widerrufs für die erbrachte Leistung zu zahlen 
hat, sofern er zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet ist (zugrundeliegende Vorschrift: § 357b des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs); 

 
7. die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht der Unternehmer der Aufnahme von Beziehungen zum 

Verbraucher vor Abschluss des Vertrags zugrunde legt; 
 

8. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in dieser Widerrufsbelehrung genannten Vorabinformationen 
mitgeteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Unternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des Verbrauchers die 
Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen; 

 
9. den Hinweis, ob der Verbraucher ein außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unternehmer 

unterworfen ist, nutzen kann, und gegebenenfalls dessen Zugangsvoraussetzungen; 
 

 
Abschnitt 3  
Widerrufsfolgen 

Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurück zu gewähren.  

 
Ende der Widerrufsbelehrung 

 
Ende der Informationsschrift 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
 

Sonderbedingungen SpardaDynamic 
 

Stand: 06.2016 VSB 
 

 
1. Art der Einlage und Kontoführung 

SpardaDynamic ist eine Spareinlage mit einer Kündigungssperrfrist von 12 Monaten und einer ge-
staffelten Festzinsvereinbarung. Nach der Kündigungssperrfrist unterliegt das Produkt einer Kündi-
gungsfrist von 3 Monaten. 
Es ist ein einmaliger Mindestanlagebetrag zu erbringen. 
Zuzahlungen während der Laufzeit der Festzinsvereinbarung sind ausgeschlossen. 
Wird durch Verfügung der Mindestanlagebetrag unterschritten, endet die Festzinsvereinbarung. 
Das Restguthaben wird dann als Spareinlage mit 3-monatiger Kündigungsfrist weitergeführt. 
Geht der Sparda-Bank keine anderweitige Weisung zu, wird die Einlage nach Ablauf der Festzins-
vereinbarung als Spareinlage mit 3-monatiger Kündigungsfrist weitergeführt. 
Der Kunde erhält jährlich einen Kontoauszug. 
 

2. Verzinsung 

Die Verzinsung der Anlage ist fest für die vereinbarte Laufzeit und in laufzeitabhängigen, jährlich 
aufeinanderfolgenden Stufen gestaffelt (Festzinsvereinbarung).  
Die Zinsen werden am Jahresende bzw. zum Zeitpunkt der Kapitalrückzahlung unter Beachtung der 
steuerlichen Bestimmungen gutgeschrieben. 
 

3. Weitere Geschäftsbedingungen 

Ergänzend gelten die Sonderbedingungen für den Sparverkehr sowie die Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen der Sparda-Bank. Diese Bedingungen können in den Geschäftsräumen der Sparda-Bank 
eingesehen werden, auf Wunsch werden sie ausgehändigt. 
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1 Spareinlage

(1) Spareinlagen sind Einlagen, die durch Ausfertigung einer Urkunde,
insbesondere eines Sparbuchs, als solche gekennzeichnet sind.

(2) Spareinlagen dienen der Geldanlage. Geldbeträge, die zur Ver  wen dung
im Zahlungsverkehr bestimmt sind oder von vornherein befris tet ange-
nommen werden, gelten nicht als Spareinlagen.

(3) Kunde und Bank können Verfügungsbeschränkungen über Spareinla-
gen vereinbaren.

2 Sparurkunde

(1) Sparurkunden werden als Loseblatt-Sparurkunden in Form von peri -
o  dischen Sparkontoauszügen (siehe Nummer 6) oder als einheitliche
Spar urkunden in Form von Sparbüchern und anderen Sparurkunden,
auf denen die Umsätze fortlaufend vermerkt werden (siehe Nummer 7),
ausgegeben. Der Kunde erhält nach der ersten Einlage eine Sparur-
kunde. Die Sparurkunde enthält den Namen des Kunden, die Nummer
des Sparkontos sowie die Firmenbezeichnung der Bank.

(2) In der Sparurkunde werden alle Gutschriften und Belastungen mit
Angabe des Datums durch die Bank vermerkt.

(3) Der Kunde hat die Sparurkunde auf ihre Richtigkeit und Vollständig-
keit unverzüglich zu überprüfen.

3 Verzinsung

(1) Soweit nichts anderes vereinbart wurde, werden Spareinlagen zu
den von der Bank durch Aushang in den Geschäftsräumen der kon-
toführenden Stelle bekannt gegebenen Zinssätzen verzinst. Änderun-
gen werden mit ihrer Bekanntgabe wirksam.

(2) Die Verzinsung beginnt mit dem Tag der Einzahlung und endet mit
dem der Rückzahlung vorhergehenden Kalendertag. Der Monat wird zu
30 Tagen, das Jahr zu 360 Tagen gerechnet.

(3) Soweit nichts anderes vereinbart wurde, werden Zinsen am Ende ei-
nes jeden Kalenderjahres gutgeschrieben. Innerhalb eines Zeitraums von
zwei Monaten nach Gutschrift kann über die Zinsen verfügt werden.
Danach unterliegen sie der Kündigungsregelung gemäß Nummer 4. Im
Falle einer Kontoauflösung werden die Zinsen zu diesem Zeitpunkt aus-
gezahlt.

4 Kündigung

(1) Spareinlagen unterliegen einer Kündigungsfrist von drei Monaten.
Eine längere Kündigungsfrist und eine Kündigungssperrfrist können ver-
einbart werden.

(2) Von Spareinlagen mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten kön-
nen ohne Kündigung bis zu 2.000,– EUR für jedes Sparkonto innerhalb
eines Kalendermonats zurückgefordert werden.

5 Vorschusszinsen

Ein Anspruch auf vorzeitige Verfügung besteht nicht. Werden Sparein-
lagen ausnahmsweise vorzeitig zurückgezahlt, ist die Bank berechtigt,
die zurückgezahlte Einlage mit Ausnahme des in Nummer 4 Absatz 2
genannten Betrags als Vorschuss zu verzinsen. Macht die Bank von die-
sem Recht Gebrauch, so wird sie den jeweiligen Vorschusszinssatz durch
Aushang in ihren Geschäftsräumen bekannt geben.

6 Besonderheiten für Loseblatt-Sparurkunden

(1) Der Kunde erhält nach der ersten Einlage einen Sparkontoauszug.
Der jeweils zuletzt erteilte Sparkontoauszug ist die zur Spareinlage
gehörende Sparurkunde. 

(2) Über alle Gutschriften und Belastungen des Sparkontos stellt die
Bank jeweils weitere Sparkontoauszüge zur Verfügung, die auch den
Kontostand ausweisen. Die Bank darf mehrere Buchungen in einem
Kon to auszug zusammenfassen.

(3) Die Bank wird dem Kunden mindestens einmal im Jahr einen Spar-
kontoauszug erteilen. Nach Ausstellung eines neuen Sparkontoauszugs
verliert der jeweils zuvor ausgestellte Sparkontoauszug seine Gültigkeit. 

(4) Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit eines
Sparkontoauszugs hat der Kunde spätestens vor Ablauf von sechs Wo-
chen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendungen in
Textform geltend, genügt die Absendung innerhalb der Sechs-Wochen-
Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung.
Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Sparkontoauszugs be-
sonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichti-
gung des Sparkontoauszugs verlangen, muss dann aber beweisen, dass
zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm zustehende Gutschrift
nicht erteilt wurde.

7 Besonderheiten für gebundene Sparbücher und andere einheitli-
che Sparurkunden

(1) Der Kunde erhält nach der ersten Einlage eine einheitliche Sparur-
kunde, z. B. ein gebundenes Sparbuch.

(2) In der einheitlichen Sparurkunde werden alle Gutschriften und Belas -
tungen mit Angabe des Datums durch die Bank vermerkt. Ohne Urkun-
denvorlage erfolgte Gutschriften und Belastungen werden bei der
nächsten Vorlage der einheitlichen Sparurkunde in dieser vermerkt.

(3) Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der ein-
heitlichen Sparurkunde hat der Kunde unverzüglich zu erheben. 

(4) Spareinlagen werden nur gegen Vorlage der einheitlichen Sparur-
kunde zurückgezahlt.

(5) Die Bank ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Legitimation des
Vorlegers zu prüfen und an jeden Vorleger der einheitlichen Sparur-
kunde Zahlung zu leisten, es sei denn, dass die Bank die Nichtberechti-
gung des Vorlegers kennt oder grob fahrlässig nicht erkennt.

(6) Die einheitliche Sparurkunde ist zurückzugeben, wenn die gesamte
Spareinlage zurückgezahlt oder die einheitliche Sparurkunde durch eine
neue ersetzt wird.

(7) Der Kunde hat die einheitliche Sparurkunde sorgfältig aufzubewah-
ren. Die Vernichtung oder der Verlust der einheitlichen Sparurkunde
sind der Bank unverzüglich anzuzeigen.

(8) Alle Folgen seines Zuwiderhandelns gegen diese Bedingungen sowie
alle Nachteile des Abhandenkommens, der missbräuchlichen Verwen-
dung, der Fälschung und Verfälschung der einheitlichen Sparurkunde
trägt der Kunde, soweit er sie zu vertreten hat. Die Bank haftet im Rah-
men des von ihr zu vertretenden Verschuldens und nur in dem Maße, als
sie im Verhältnis zu anderen Ursachen an der Entstehung des Schadens
mitgewirkt hat.

(9) Wird der Bank glaubhaft gemacht, dass eine einheitliche Sparur-
kunde vernichtet oder abhandengekommen ist, so kann sie dem Kun-
den eine neue Sparurkunde ausstellen; die alte Sparurkunde gilt damit
als kraftlos. Die Bank kann den Kunden auch an das zuständige Gericht
verweisen und die Ausfertigung einer neuen Sparurkunde von dem Er-
gebnis des gerichtlichen Aufgebots abhängig machen.

(10) Wird die einheitliche Sparurkunde nach der Verlustanzeige von ei-
nem Dritten vorgelegt, bevor sie kraftlos ist, so darf die Bank an ihn nur
zahlen, wenn der Kunde sich hiermit ausdrücklich einverstanden erklärt
oder der Dritte eine rechtskräftige Entscheidung über seine Verfü-
gungsberechtigung beibringt.

Sonderbedingungen für den Sparverkehr
Gültig ab 01.10.2016



 

 
 

Sparkonto 
 

Stand: 01.06.2023  1/1 

 

 
 
Kennwortvereinbarung      0,00 EUR 

 
Bearbeitung einer Verlustmeldung (zzgl. Eventueller Aufgebotskosten)    0,00 EUR 

 
Anlage eines Mietkautionskontos      50,00 EUR 

 
Gläubigerübertrag je Konto/Auftrag       30,00 EUR 

 
Abtretung/Verpfändung/sonstige Sicherheitsleistung von Spar-/ 
Termingeld- oder Sichteinlagen an Dritte (außer Verbundpartner)    50,00 EUR 
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Grund re geln für die Be zie hung zwi  schen Kun  de 
und Bank
1  Gel tungs be reich und Än de run gen die ser Ge schäfts   be­

din gun gen und der Son der  be din gun gen für ein zel ne 
Ge schäfts be zie hun gen

(1)  Gel tungs be reich
Die All ge mei nen Ge schäfts be din gun gen gel ten für die ge sam te  
Ge schäfts ver bin dung zwi schen dem Kun den und den in län di schen  
Ge  schäfts stel len der Bank (im Fol gen den Bank ge nannt). Da ne ben  
gel ten für ein zel ne Ge schäfts be zie hun gen (zum Bei spiel für das Wert pa­
pier ge schäft, den Zahlungsverkehr und für den Spar ver kehr) Son der  be­
din gun gen, die Ab wei chun gen oder Er gän zun gen zu die sen All  ge mei nen 
Ge schäfts be din gun gen ent hal ten; sie wer den bei der Kon to  er öff nung 
oder bei Er tei lung ei nes Auf trags mit dem Kun den ver ein bart. Unter hält 
der Kun de auch Ge schäfts ver bin dun gen zu aus län di schen Ge schäfts­
stel len, si chert das Pfand recht der Bank (Nummer 14 die ser Ge schäfts­
be din gun gen) auch die An sprü che die ser aus län di schen Ge schäfts stel­
len.
(2)  Änderungen
a) Änderungsangebot
Änderungen dieser Geschäftsbedingungen und der Sonderbe dingungen 
werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde 
mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online­Banking), kön­
nen die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden.
b) Annahme durch den Kunden
Die von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn 
der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfolgend 
geregelten Zustimmungsfiktion.
c)	 Annahme	durch	den	Kunden	im	Wege	der	Zustimmungsfiktion
Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Änderungs­
angebots (Zustimmungsfiktion), wenn
aa) das Änderungsangebot der Bank erfolgt, um die Übereinstimmung 
der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten Rechts lage wie­
derherzustellen, weil eine Bestimmung dieser Geschäftsbe dingungen 
oder der Sonderbedingungen
 –  aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar 

geltender Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr 
der Rechtslage entspricht oder

–  durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein 
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet 
werden darf oder 

–  aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Bank zuständi­
gen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bundes an stalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zentral­
bank) nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der 
Bank in Einklang zu bringen ist und

bb) der Kunde das Änderungsangebot der Bank nicht vor dem vorge­
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen abgelehnt 
hat.
Die Bank wird den Kunden im Änderungsangebot auf die Folgen seines 
Schweigens hinweisen.
d)	 Ausschluss	der	Zustimmungsfiktion
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung
–  bei Änderungen der Nummern 1 Absatz 2 und 12 Absatz 5 der 

Geschäftsbedingungen und der entsprechenden Regelungen in den 
Sonderbedingungen oder

 –  bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrags und 
die Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder

 –  bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte 
Entgelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Ver­
brauchers gerichtet sind, oder

–  bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrags gleichkom­
men, oder

–  bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung 
und Gegenleistung erheblich zugunsten der Bank verschieben wür­
den.

In diesen Fällen wird die Bank die Zustimmung des Kunden zu den 
Änderungen auf andere Weise einholen.

e)	Kündigungsrecht	des	Kunden	bei	der	Zustimmungsfiktion
Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der Kunde 
den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und kos­
tenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die Bank den Kunden 
in ihrem Änderungsangebot besonders hinweisen. 

2 Bank ge heim nis und Bank aus kunft
(1)  Bank ge heim nis
Die Bank ist zur Ver schwie gen heit über al le kun den be zo ge nen Tat sa chen 
und Wer tun gen ver pflich tet, von denen sie Kennt nis er langt (Bank ge­
heim nis). In for ma tio nen über den Kun den darf die Bank nur wei ter ge ben, 
wenn ge setz li che Be stim mun gen dies ge bie ten oder der Kun de ein ge­
wil ligt hat oder die Bank zur Er tei lung ei ner Bank aus kunft be fugt ist.
(2)  Bank aus kunft 
Eine Bank aus kunft ent hält all ge mein ge hal te ne Fest stel lun gen und 
Be mer kun gen über die wirt schaft li chen Ver hält nis se des Kun  den, sei ne 
Kre dit wür dig keit und Zah lungs fä hig keit; be trags mä ßi ge An ga ben über 
Kon to stän de, Spar gut ha ben, De pot­ oder sons ti ge der Bank an ver trau te 
Ver mö gens wer te so wie An ga ben über die Hö he von Kre dit in an spruch­
nah men wer den nicht ge macht.
(3)  Vo raus set zun gen für die Er tei lung ei ner Bank aus kunft
Die Bank ist be fugt, über ju ris ti sche Per so nen und im Han dels register 
ein ge tra ge ne Kaufl eu te Bank aus künf te zu er tei len, so fern sich die An­
fra ge auf ihre ge schäft li che Tä tig keit be zieht. Die Bank er teilt je doch 
kei ne Aus künf te, wenn ihr eine an derslau ten de Wei sung des Kun den 
vor liegt. Bank aus künf te über an de re Per so nen, ins be son de re über Pri­
vat kun den und Ver ei ni gun gen er teilt die Bank nur dann, wenn die se ge­
ne rell oder im Ein zel fall aus drück lich zu ge stimmt ha ben. Eine Bank aus­
kunft wird nur er teilt, wenn der An fra gen de ein be rech tig tes In te res se 
an der ge wünsch ten Aus kunft glaub haft dar ge legt hat und kein Grund 
zu der An nah me be steht, dass schutz wür di ge Be lan ge des Kun den der 
Aus kunfts er tei lung ent gegen ste hen.
(4)  Emp fän ger von Bank aus künf ten
Bank aus künf te er teilt die Bank nur ei ge nen Kun den so wie an de ren Kre­
dit ins ti tu ten für de ren Zwe cke oder die ihrer Kun den.

3 Haf tung der Bank; Mit ver schul den des Kun den
(1)  Haf tungs grund sätze
Die Bank haf tet bei der Er fül lung ihrer Ver pflich tun gen für je des Ver­
schul den ihrer Mit arbei ter und der Per so nen, die sie zur Er fül lung 
ihrer Ver pflich tun gen hin zu zieht. So weit die Son der be din gun gen für 
ein zel ne Ge schäfts be zie hun gen oder sons ti ge Ver ein ba run gen et was  
Ab    wei chen des re geln, ge hen die se Re ge lun gen vor. Hat der Kun de 
durch ein schuld haf tes Ver hal ten (zum Bei spiel durch Ver let zung der in 
Nummer 11 dieser Geschäfts bedingungen auf ge führ ten Mit wir kungs­
pflich ten) zu der Ent ste hung ei nes Scha dens bei ge tra gen, be stimmt sich 
nach den Grund  sät zen des Mit ver schul dens, in wel chem Um fang Bank 
und Kun de den Scha den zu tra gen ha ben.
(2)  Wei ter ge lei te te Auf trä ge
Wenn ein Auf trag sei nem In halt nach ty pi scher wei se in der Form aus­
ge führt wird, dass die Bank ei nen Drit ten mit der wei te ren Er le di gung 
be traut, er füllt die Bank den Auf trag da durch, dass sie ihn im ei ge nen 
Na men an den Drit ten wei ter lei tet (wei ter ge lei te ter Auf trag). Dies be­
trifft zum Bei spiel die Ein ho lung von Bank aus künf ten bei an de ren Kre­
dit ins ti tu ten oder die Ver wah rung und Ver wal tung von Wert pa pie ren im 
Aus land. In die sen Fäl len be schränkt sich die Haf tung der Bank auf die 
sorg fäl ti ge Aus wahl und Unter wei sung des Drit ten.
(3)  Stö rung des Be triebs
Die Bank haf tet nicht für Schä den, die durch hö he re Ge walt, Auf ruhr, 
Kriegs­ und Na tur er eig nis se oder durch sons ti ge von ihr nicht zu ver­
tre ten de Vor komm nis se (zum Bei spiel Streik, Aus sper rung, Ver kehrs stö­
rung, Ver fü gun gen von ho her Hand im In­ oder Aus land) ein tre ten.

4  Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der 
kein Verbraucher ist

Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen der Bank 
nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder rechts­
kräftig festgestellt sind. Diese Aufrechnungsbeschränkung gilt nicht 
für eine vom Kunden zur Aufrechnung gestellte Forderung, die ihren 
Rechts grund in einem Darlehen oder einer Finanzierungshilfe gemäß  
§§ 513, 491 bis 512 BGB hat.

All ge mei ne Ge schäfts be din gun gen
Fas sung: September 2021

Die Bank ist der BVR Institutssicherung GmbH und der Si che rungs ein rich tung des Bun des ver ban des der Deut schen Volks ban ken und Raiff ei sen ban­
ken e.V. an ge schlos sen.
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5 Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden
Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der Bank 
auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrecht­
liche Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen. Wird der Bank 
eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift der letztwilligen 
Verfügung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehöriger Eröffnungs nie­
derschrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder 
Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn 
verfügen lassen und insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leis­
ten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt ist, dass der dort Genannte 
(zum Beispiel nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des Testa ments) 
nicht verfügungsberechtigt ist, oder wenn ihr dies infolge Fahr lässigkeit 
nicht bekannt geworden ist.

6  Maß ge bli ches Recht und Ge richts stand bei kauf män­
ni schen und öf fent lich­recht li chen Kun den

(1)  Gel tung deut schen Rechts
Für die Ge schäfts ver bin dung zwi schen dem Kun den und der Bank gilt 
deut sches Recht.
(2)  Ge richts stand für In lands kun den
Ist der Kun de ein Kauf mann und ist die strei ti ge Ge schäfts be zie hung 
dem Be trie be sei nes Han dels ge wer bes zuzu rech nen, so kann die Bank 
die sen Kun den an dem für die kon to füh ren de Stel le zu stän di gen Ge richt 
oder bei ei nem an de ren zu stän di gen Ge richt ver kla gen; das sel be gilt für 
eine ju ris ti sche Per son des öf fent li chen Rechts und für öf fent lich­recht­
li che Son der ver mö gen. Die Bank selbst kann von die sen Kun den nur an 
dem für die kon to füh ren de Stel le zu stän di gen Ge richt ver klagt wer den.
(3)  Ge richts stand für Aus lands kun den
Die Ge richts stands ver ein ba rung gilt auch für Kun den, die im Aus land 
eine ver gleich ba re ge werb li che Tä tig keit aus üben, so wie für aus län ­
di sche In sti tu tio nen, die mit in län di schen ju ris ti schen Per so nen des 
  öf fent li chen Rechts oder mit ei nem in län di schen öf fent lich­recht li chen 
Son der ver mö gen ver gleich bar sind.

Kon to füh rung
7  Rech nungs ab schlüs se bei Kon to kor rent kon ten (Kon  ten 

in lau fen der Rech nung)
(1)  Er tei lung der Rech nungs ab schlüs se
Die Bank er teilt bei ei nem Kon to kor rent kon to, so fern nicht et was an de­
res ver ein bart ist, je weils zum En de ei nes Ka len der quar tals ei nen Rech­
nungs ab schluss; da bei wer den die in die sem Zeit raum ent stan de nen 
bei der sei ti gen An sprü che (einschließlich der Zin sen und Ent gel te der 
Bank) ver rech net. Die Bank kann auf den Sal do, der sich aus der Ver­
rech nung er gibt, nach Nummer 12 die ser Ge schäfts be din gun gen oder 
nach der mit dem Kun den an der wei tig ge trof fe nen Ver ein ba rung Zin sen 
be rech nen.
(2)  Frist für Ein wen dun gen; Ge neh mi gung durch Schwei gen
Ein wen dun gen we gen Un rich tig keit oder Un voll stän dig keit ei nes Rech­
nungs ab schlus ses hat der Kun de spä tes tens vor Ablauf von sechs Wo­
chen nach des sen Zu gang zu er he ben; macht er sei ne Ein wen dun gen in 
Textform gel tend, ge nügt die Ab sen dung in ner halb der Sechs­Wo chen­
Frist. Das Unter las sen recht zei ti ger Ein wen dun gen gilt als Ge neh  mi­
gung. Auf die se Fol ge wird die Bank bei Er tei lung des Rech nungs ab­
schlus ses be son ders hin wei sen. Der Kun de kann auch nach Frist ab lauf 
eine Be rich ti gung des Rech nungs ab schlus ses ver lan gen, muss dann 
aber be wei sen, dass zu Un recht sein Kon to be las tet oder eine ihm zu­
ste hen de Gut schrift nicht er teilt wur de.

8  Stor no­ und Be rich ti gungs bu chun gen der Bank
(1)  Vor Rech nungs ab schluss
Feh ler haf te Gut schrif ten auf Kon to kor rent kon ten (zum Bei spiel we­
gen ei ner fal schen Kon to num mer) darf die Bank bis zum nächs ten 
Rech nungs ab schluss durch eine Be las tungs bu chung rück gän gig ma­
chen, so weit ihr ein Rück zah lungs an spruch gegen den Kun den zu steht 
(Stornobuchung). Der Kun de kann in die sem Fall gegen die Be  las tungs­
bu chung nicht ein wen den, dass er in Hö he der Gut schrift be reits ver fügt 
hat.
(2)  Nach Rech nungs ab schluss
Stellt die Bank eine feh ler haf te Gut schrift erst nach ei nem Rechnungs­
ab schluss fest und steht ihr ein Rück zah lungs an spruch gegen den Kun­
den zu, so wird sie in Hö he ihres An spruchs sein Kon to be las ten (Be rich­
ti gungs bu chung). Er hebt der Kun de gegen die Be rich ti gungs bu chung 
Ein wen dun gen, so wird die Bank den Be trag dem Kon to wie der gut­
schrei ben und ihren Rück zah lungs an spruch ge son dert gel tend ma chen.
(3)  In for ma tion des Kun den; Zins be rech nung
Über Stor no­ und Be rich ti gungs bu chun gen wird die Bank den Kun den 
un ver züg lich unter rich ten. Die Bu chun gen nimmt die Bank hin sicht lich 
der Zins be rech nung rück wir kend zu dem Tag vor, an dem die feh ler haf te 
Bu chung durch ge führt wur de.

9 Ein zugs auf trä ge
(1)  Er tei lung von Vor be halts gut schrif ten bei der Ein rei chung
Schreibt die Bank den Gegen wert von Schecks und Last schrif ten schon 
vor ihrer Ein lö sung gut, ge schieht dies unter dem Vor be halt ihrer Ein­
lö sung, und zwar auch dann, wenn die se bei der Bank selbst zahl bar 
sind. Reicht der Kun de an de re Pa pie re mit dem Auf trag ein, von ei nem 

Zah lungs pflich ti gen ei nen For de rungs be trag zu be schaf fen (zum Bei­
spiel Zins schei ne), und er teilt die Bank über den Be trag eine Gut schrift, 
so steht die se unter dem Vor be halt, dass die Bank den Be trag er hält. 
Der Vor be halt gilt auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften und 
anderen Pa pie re bei der Bank selbst zahlbar sind. Wer den Schecks oder 
Last schrif ten nicht ein ge löst oder er hält die Bank den Be trag aus dem 
Ein zugs auf trag nicht, macht die Bank die Vor be halts gut schrift rück gän­
gig. Dies ge schieht un ab hän gig da von, ob in der Zwi schen zeit ein Rech­
nungs ab schluss er teilt wur de.
(2)   Ein lö sung von Last schrif ten und vom Kun den aus ge stell ter 

Schecks
Last schrif ten sowie Schecks sind ein ge löst, wenn die Be las tungsbu­
chung nicht spä tes tens am zwei ten Bank arbeits tag1 – bei Lastschriften 
im SEPA­Firmen­Lastschriftverfahren nicht spätestens am dritten Bank­
arbeitstag1 – nach ihrer Vor nah me rück gän gig ge macht wird. Barschecks 
sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger eingelöst. Schecks sind 
auch schon dann ein ge löst, wenn die Bank im Ein zel fall eine Be zahlt­
mel dung ab sen det. Schecks, die über die Ab rech nungs stel le der Bun­
desbank vor ge legt wer den, sind ein ge löst, wenn sie nicht bis zu dem 
von der Bundesbank fest ge setz ten Zeit punkt zu rück ge ge ben wer den.

10  Fremd wäh rungs ge schäf te und Ri si ken bei Fremd ­
wäh rungs kon ten

(1)  Auf trags aus füh rung bei Fremd wäh rungs kon ten
Fremd wäh rungs kon ten des Kun den die nen da zu, Zah lun gen an den 
Kun  den und Ver fü gun gen des Kun den in frem der Wäh rung bar geld los 
ab zu wi ckeln. Ver fü gun gen über Gut ha ben auf Fremdwäh rungs kon ten 
(zum Bei spiel durch Über wei sungen zulas ten des Fremd wäh rungs­
gut ha bens) wer den unter Ein schal tung von Ban ken im Hei mat land der 
Wäh rung ab ge wi ckelt, wenn sie die Bank nicht voll stän dig in ner halb 
des ei ge nen Hauses aus führt.
(2)  Gut schrif ten bei Fremd wäh rungs ge schäf ten mit dem Kun den
Schließt die Bank mit dem Kun den ein Ge schäft (zum Bei spiel ein De ­ 
 vi sen ter min ge schäft) ab, aus dem sie die Ver schaf fung ei nes Be trags 
in frem  der Wäh rung schul det, wird sie ihre Fremd wäh rungs ver bind ­ 
lich keit durch Gut schrift auf dem Kon to des Kun den in die ser Wäh rung 
er fül len, so fern nicht et was an de res ver ein bart ist.
(3)  Vo rüber ge hen de Be schrän kung der Leis tung durch die Bank
Die Ver pflich tung der Bank zur Aus füh rung ei ner Ver fü gung zulas ten 
ei nes Fremd wäh rungs gut ha bens (Ab satz 1) oder zur Er fül lung ei ner 
Fremd wäh rungs ver bind lich keit (Ab satz 2) ist in dem Um fang und so 
lan ge aus ge setzt, wie die Bank in der Währung, auf die das Fremd­
währungs gut ha ben oder die Ver bind lich keit lau tet, we gen po li tisch 
be ding ter Maßnahmen oder Er eig nis se im Lan de die ser Wäh rung nicht 
oder nur ein ge schränkt ver fü gen kann. In dem Um fang und so lan ge 
die se Maß nahmen oder Er eig nis se an dau ern, ist die Bank auch nicht zu   
ei ner Er fül lung an ei nem an de ren Ort außerhalb des Lan des der Wäh­
rung, in ei ner an de ren Wäh rung (auch nicht in Euro) oder durch An­
schaf fung von Bar geld ver pflich tet. Die Ver pflich tung der Bank zur 
Aus füh rung ei ner Ver fü gung zulas ten ei nes Fremd wäh rungs gut ha bens 
ist da gegen nicht aus ge setzt, wenn sie die Bank voll stän dig im  ei  ge nen 
Haus aus füh ren kann. Das Recht des Kun den und der Bank, fäl li ge ge­
gen  sei ti ge For de run gen in der sel ben Wäh rung mit ei nan der zu ver rech­
nen, bleibt von den vor ste hen den Re ge lun gen un be rührt.
(4)  Wechsel kurs
Die Be stim mung des Wechsel kur ses bei Fremd wäh rungs ge schäf ten er­
gibt sich aus dem „Preis­ und Leis tungs ver zeich nis”. Bei Zahlungs diens­
ten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Mit	wir	kungs	pflich	ten	des	Kun	den
11	 Mit	wir	kungs	pflich	ten	des	Kun	den
(1)  Mitteilungen von Än de run gen
Zur ordnungsgemäßen Ab wick lung des Ge schäfts ver kehrs ist es er   for­
der lich, dass der Kun de der Bank Än de run gen sei nes Na mens und sei ner 
An schrift so wie das Er lö schen oder die Än de rung ei ner gegen über der 
Bank er teil ten Ver tre tungs macht (insbe son de re ei ner Voll macht) un­
ver züg lich mit teilt. Die se Mit tei lungs pflicht be steht auch dann, wenn 
die Ver tre tungs macht in ein öf fent li ches Re gis ter (zum Bei spiel in das 
Han dels re gis ter) ein ge tra gen ist und ihr Er lö schen oder ihre Än de rung 
in die ses Re gis ter ein ge tra gen wird. Darüber hinaus können sich wei­
tergehende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem 
Geld wäschegesetz, ergeben.
(2)  Klar heit von Auf trä gen
Auf trä ge müs sen ihren In halt zwei fels frei er ken nen lassen. Nicht ein­
deu tig for mu lier te Auf trä ge kön nen Rück fra gen zur Fol ge ha ben, die zu 
Ver zö ge run gen füh ren kön nen. Vor al lem hat der Kun de bei Auf trä gen 
auf die Rich tig keit und Voll stän dig keit seiner Angaben, insbesondere 
der Kon to num mer und Bankleitzahl oder IBAN2 und BIC3, sowie der 
Wäh rung zu ach ten. Än de run gen, Be stä ti gun gen oder Wie der ho lun gen 
von Auf trä  gen müs sen als sol che ge kenn zeich net sein.

1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, außer Sonnabende und 24. und 31. Dezember.
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).
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(3)   Be son de rer Hin weis bei Eil be dürf tig keit der Aus füh rung ei nes Auf­
trags

Hält der Kun de bei der Aus füh rung ei nes Auf trags be son de re Ei le für 
nö tig, hat er dies der Bank ge son dert mit zu tei len. Bei for mu lar mä ßig er­
teil ten Auf trä gen muss dies außerhalb des For mu lars er fol gen.
(4)  Prü fung und Ein wen dun gen bei Mit tei lun gen der Bank
Der Kun de hat Kon to aus zü ge, Wert pa pier ab rech nun gen, De pot­ und Er­
träg nis auf stel lun gen, sons ti ge Ab rech nun gen, An zei gen über die Aus füh­
rung von Auf trä gen so wie In for ma tio nen über er war te te Zah lun gen und 
Sen dun gen (Avi se) auf ihre Rich tig keit und Voll stän dig keit un ver züg lich zu 
über prü fen und et wai ge Ein wen dun gen un ver züg lich zu er he ben.
(5)  Be nach rich ti gung der Bank bei Aus blei ben von Mit tei lun gen
Falls Rech nungs ab schlüs se und De pot auf stel lun gen dem Kunden nicht 
zu ge hen, muss er die Bank un ver züg lich benachrichtigen. Die Be nach­
rich ti gungs pflicht be steht auch beim Aus bleiben an de rer Mit tei lun gen, 
de ren Ein gang der Kun de er war tet (Wert pa pier ab rech nun gen, Kon­
to aus zü ge nach der Aus füh rung von Auf trä gen des Kun den oder über 
Zah lun gen, die der Kun de er war tet).

Kos ten der Bank dienst leis tun gen
12 Zin sen, Ent gel te und Aus la gen
(1)  Zin sen und Ent gel te im Pri vat kun den ge schäft
Die Hö he der Zin sen und Ent gel te für die im Pri vat kund en geschäft üb­
li chen Kre di te und Leis tun gen er gibt sich aus dem „Preis  aus hang – Re­
gel sät ze im stan dar di sier ten Pri vat kun denge schäft” und er gän zend aus 
dem „Preis­ und Leis tungs ver zeich nis”. Wenn ein Kun de ei nen dort auf­
ge führ ten Kre dit oder eine dort auf ge führ te Hauptleis tung in An spruch 
nimmt und da bei kei ne ab wei chen de Ver ein ba rung ge trof fen wur de, 
gel ten die zu die sem Zeit punkt im „Preis aus hang“ oder „Preis­ und 
Leis tungs ver zeich nis“ an ge ge be nen Zin sen und Ent gel te. Eine Ver ein­
barung, die auf eine über das vereinbarte Entgelt für die Hauptleistung 
hinausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank 
mit dem Verbraucher nur ausdrücklich treffen, auch wenn sie im 
„Preisaushang“ oder im „Preis­ und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesen 
ist. Für die Ver gütung der da rin nicht auf ge führ ten Hauptleis tun gen, 
die im Auf trag des Kun den oder in des sen mut maß li chem In te res se er­
bracht wer den und die, nach den Um stän den zu urtei len, nur gegen eine 
Ver gü tung zu er war ten sind, gelten, soweit keine andere Verein barung 
getroffen wurde, die ge setzlichen Vorschriften.
(2)  Zin sen und Ent gel te außerhalb des Pri vat kun den ge schäfts
Au ßer halb des Pri vat kun den ge schäfts be stimmt die Bank, sofern kei ne 
an de re Ver ein ba rung ge trof fen wurde und gesetzliche Bestimmungen 
dem nicht entgegenstehen, die Höhe von Zinsen und Entgelten nach 
billigem Ermessen (§ 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs).
(3)  Nicht entgeltfähige Leistung
Für eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder 
aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie 
im eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, 
es sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird nach Maßgabe der ge­
setzlichen Regelung erhoben.
(4)   Än de rung von Zin sen; Kündigungsrecht des Kunden bei Er höhung
Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zins­
satz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem 
Kun den. Die Bank wird dem Kunden Änderungen von Zinsen mitteilen. 
Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, 
die davon betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen 
nach der Bekanntgabe der Änderung mit sofortiger Wirkung kündigen. 
Kündigt der Kunde, so werden die erhöhten Zinsen für die gekündigte 
Kreditvereinbarung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Ab wick­
lung eine angemessene Frist einräumen.
(5)   Änderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in 

Anspruch genommenen Leistungen
Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden im 
Rah men der Geschäftsverbindung typischerweise dauerhaft in An­
spruch genommen werden (zum Beispiel Konto­ und Depotführung), 
werden dem Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde 
mit der Bank im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online­Banking), 
können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die 
von der Bank angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn 
der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines 
Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung 
eines Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur 
ausdrücklich treffen.
(6)  Aus la gen
Die Aufwendungsersatzansprüche der Bank richten sich nach den ge­
setz lichen Vorschriften.
(7)   Be son der hei ten bei Ver brau cher darlehens ver trägen und Zah­

lungsdiensteverträgen mit Verbrauchern für Zahlungen
Bei Verbraucherdarlehensverträgen und Zahlungsdiensteverträgen mit 
Ver brauchern für Zahlungen rich ten sich die Zin sen und die Kos ten 
(Ent gel te, Aus la gen) nach den jeweiligen vertraglichen Verein barungen 
und Sonder bedingungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Vor­
schrif ten.

Si cher hei ten für die An sprü che der Bank ge gen 
den Kun den
13  Be stel lung oder Ver stär kung von Si cher hei   ten
(1)  An spruch der Bank auf Be stel lung von Si cher hei ten
Die Bank kann für al le An sprü che aus der bankmäßigen Ge schäfts­
verbindung die Be stel lung bank mä ßi ger Si cher hei ten ver lan gen, und 
zwar auch dann, wenn die An sprü che be dingt sind (zum Bei spiel Auf­
wen dungs er satz an spruch we gen der In an spruch nah me aus ei ner für 
den Kun den über nom me nen Bürg schaft). Hat der Kun de gegen über 
der Bank eine Haf tung für Ver bind lich kei ten ei nes an de ren Kun den der 
Bank über nom men (zum Bei spiel als Bür ge), so be steht für die Bank ein 
An spruch auf Be stel lung oder Ver stär kung von Si cher hei ten im Hin blick 
auf die aus der Haf tungs über nah me fol gen de Schuld je doch erst ab 
ihrer Fäl lig keit.
(2)  Ver än de run gen des Ri si kos
Hat die Bank bei der Ent ste hung von An sprü chen gegen den Kun den zu­
nächst ganz oder teil wei se da von ab ge se hen, die Be stel lung oder Ver­
stär kung von Si cher hei ten zu ver lan gen, kann sie auch spä ter noch eine 
Be si che rung for dern. Voraussetzung hier für ist je doch, dass Um stän de 
ein tre ten oder be kannt wer den, die eine er höh te Ri si ko be wer tung der 
An sprü che gegen den Kun den recht fer ti gen. Dies kann ins be son de re 
der Fall sein, wenn
—  sich die wirt schaft li chen Ver hält nis se des Kun den nach tei lig ver än­

dert ha ben oder sich zu ver än dern dro hen oder
—  sich die vor han de nen Si cher hei ten wert mä ßig verschlechtert ha ben 

oder zu ver schlech tern dro hen.
Der Be si che rungs an spruch der Bank be steht nicht, wenn aus drück lich 
ver ein bart ist, dass der Kun de kei ne oder ausschließlich im Ein zel nen 
be nann te Si cher hei ten zu be stel len hat. Bei Verbraucher dar lehens ver­
trä gen be steht ein An spruch auf die Be stel lung oder Ver stär kung von 
Si cher hei ten nur, so weit die Si cher hei ten im Kre dit ver trag an ge ge ben 
sind. Übersteigt der Net todarlehens be trag 75.000 Euro, be steht der 
An spruch auf Be stel lung oder Ver stär kung auch dann, wenn in einem 
vor dem 21. März 2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag 
oder in einem ab dem 21. März 2016 abgeschlossenen Allgemein­Ver­
braucher dar lehens vertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder 
keine abschließende Angabe über Sicherheiten enthalten ist.
(3)   Frist set zung für die Be stel lung oder Ver stär kung von Si cher hei ten
Für die Be stel lung oder Ver stär kung von Si cher hei ten wird die Bank eine 
an ge mes se ne Frist ein räu men. Be ab sich tigt die Bank, von ihrem Recht 
zur frist lo sen Kün di gung nach Nummer 19 Ab satz 3 die ser Ge schäfts be­
din gun gen Ge brauch zu ma chen, falls der Kun de sei ner Ver pflich tung 
zur Be stel lung oder Ver stär kung von Si cher hei ten nicht frist ge recht 
nach kommt, wird sie ihn zu vor hie rauf hin wei sen.

14  Ver ein ba rung ei nes Pfand rechts zuguns ten der Bank
(1)  Ei ni gung über das Pfand recht
Der Kun de und die Bank sind sich da rü ber ei nig, dass die Bank ein 
Pfand recht an den Wert pa pie ren und Sa chen er wirbt, an denen eine 
in län di sche Ge schäfts stel le im bankmäßigen Ge schäfts ver kehr Be sitz 
er langt hat oder noch er lan gen wird. Die Bank er wirbt ein Pfand recht 
auch an den An sprü chen, die dem Kun den gegen die Bank aus der bank­
mäßigen Ge schäfts ver bin dung zu ste hen oder künf tig zu ste hen wer den 
(zum Bei spiel Kon to gut ha ben).
(2)  Ge si cher te An sprü che
Das Pfand recht dient der Si che rung al ler be stehen den, künf ti gen und 
be ding ten An sprü che, die der Bank mit ihren sämt li chen in­ und aus län­
di schen Ge schäfts stel len aus der bankmäßigen Ge schäfts ver bin dung 
gegen den Kun den zu ste hen. Hat der Kun de gegen über der Bank eine 
Haf tung für Ver bind lich kei ten ei nes an de ren Kun den der Bank über­
nom men (zum Bei spiel als Bür ge), so si chert das Pfand recht die aus der 
Haf tungs überna hm e fol gen de Schuld je doch erst ab ihrer Fäl lig keit.
(3)  Aus nah men vom Pfand recht
Ge lan gen Gel der oder an de re Wer te mit der Maßgabe in die Ver­
fü gungs ge walt der Bank, dass sie nur für ei nen be stimm ten Zweck 
ver wen det wer den dür fen (zum Bei spiel Bar ein zah lung zur Ein lö sung  
ei nes Wech sels), er streckt sich das Pfand recht der Bank nicht auf die se 
Wer te. Das sel be gilt für die von der Bank selbst aus ge ge be nen Ge nuss­
rech te, für An sprü che des Kun den gegen die Bank aus nach ran gi gen 
Ver bind lich kei ten so wie für die Wert pa pie re, die die Bank im Aus land 
für den Kun den ver wahrt.
(4)  Zins­ und Ge winn an teil schei ne
Unter lie gen dem Pfand recht der Bank Wert pa pie re, ist der Kun de nicht 
be rech tigt, die He raus ga be der zu die sen Pa pie ren ge hö ren den Zins­ 
und Ge winn an teil schei ne zu ver lan gen.

15  Siche rungs rech te bei Ein zugs pa pie ren und dis kon ­
tier ten Wech seln

(1)  Siche rungs über eig nung
Die Bank er wirbt an den ihr zum Ein zug ein ge reich ten Schecks und 
Wech seln im Zeit punkt der Ein rei chung Si che rungs ei gentum. An dis kon­
tier ten Wech seln er wirbt die Bank im Zeit punkt des Wech sel an kaufs un­
ein ge schränk tes Eigen tum; be las tet sie dis kon tier te Wech sel dem Kon to 
zu rück, so ver bleibt ihr das Si che rungs eigen tum an die sen Wech seln.
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(2)  Siche rungs ab tre tung
Mit dem Er werb des Eigen tums an Schecks und Wech seln ge hen auch die 
zugrunde liegenden For de run gen auf die Bank über; ein For  de  rungs  über­
gang fin det fer ner statt, wenn an de re Pa pie re zum Ein zug ein ge reicht wer­
den (zum Bei spiel Last schrif ten, kauf män ni sche Han dels pa pie re).
(3)  Zweck ge bun de ne Ein zugs pa pie re
Wer den der Bank Ein zugs pa pie re mit der Maßgabe ein ge reicht, dass ihr 
Gegen wert nur für ei nen be stimm ten Zweck ver wen det wer den darf, er­
stre cken sich die Siche rungs über eig nung und die Siche rungs ab tre tung 
nicht auf die se Pa pie re.
(4)  Ge si cher te An sprü che der Bank
Das Si che rungs eigen tum und die Siche rungs ab tre tung die nen der Si  che ­
rung al ler An sprü che, die der Bank gegen den Kun den bei Ein rei chung 
von Ein zugs pa pie ren aus sei nen Kon to kor rent kon ten zu ste hen oder die 
in fol ge der Rück be las tung nicht ein ge lös ter Ein zugs pa pie re oder dis­
kon tier ter Wech sel ent ste hen. Auf An for de rung des Kun den nimmt die 
Bank eine Rück über tra gung des Si che rungs eigen tums an den Pa pie ren 
und der auf sie über ge gan ge nen For de run gen an den Kun den vor, falls 
ihr im Zeit punkt der An for de rung kei ne zu si chern den An sprü che ge gen 
den Kun den zu ste hen und sie ihn über den Gegen wert der Pa pie re vor 
de ren end gül ti ger Be zah lung nicht ver fü gen lässt.

16  Be gren zung des Be si che rungs an spruchs und Frei  ga­
be	ver	pflich	tung

(1)  De ckungs gren ze
Die Bank kann ihren An spruch auf Be stel lung oder Ver stär kung von  
Si cher hei ten so lan ge gel tend ma chen, bis der rea li sier ba re Wert al ler 
Si cher hei ten dem Ge samt be trag al ler An sprü che aus der bank mäßigen 
Ge schäfts ver bin dung (De ckungs gren ze) ent spricht. 
(2)  Frei ga be
Falls der rea li sier ba re Wert al ler Si cher hei ten die De ckungs gren ze nicht 
nur vo rüber ge hend über steigt, hat die Bank auf Ver lan gen des Kun­
den Si cher hei ten nach ihrer Wahl frei zu ge ben, und zwar in Hö he des 
die De ckungs gren ze über stei gen den Be trags; sie wird bei der Aus wahl 
frei zu ge ben der Si cher hei ten auf die be rech tig ten Be lan ge des Kun den 
und ei nes drit ten Siche rungs ge bers, der für die Ver bind lich kei ten des 
Kun den Si cher hei ten be stellt hat, Rück sicht neh men. In die sem Rah­
men ist die Bank auch ver pflich tet, Auf trä ge des Kun den über die dem 
Pfand recht unter lie gen den Wer te aus zu füh ren (zum Bei spiel Ver kauf 
von Wert pa pie ren, Aus zah lung von Spar gut ha ben).
(3)  Son der ver ein ba run gen
Ist für eine be stimm te Si cher heit ein an de rer Be wer tungs maß stab als 
der rea li sier ba re Wert oder ist eine an de re De ckungs gren ze oder ist 
eine an de re Gren ze für die Frei ga be von Si cher hei ten ver ein bart, so sind 
die se maßgeblich.

17 Ver wer tung von Si cher hei ten
(1)  Wahl recht der Bank
Wenn die Bank verwertet, hat sie unter meh re ren Si cher hei ten die Wahl. 
Sie wird bei der Ver wer tung und bei der Aus wahl der zu ver wer ten den 
Si cher hei ten auf die be rech tig ten Be lan ge des Kun den und ei nes drit ten 
Siche rungs ge bers, der für die Ver bind lich kei ten des Kun den Si cher hei­
ten be stellt hat, Rück sicht neh men.
(2)  Er lös gut schrift nach dem Um satz steuer recht
Wenn der Ver wer tungs vor gang der Um satz steuer unter liegt, wird die 
Bank dem Kun den über den Er lös eine Gut schrift er tei len, die als Rech­
nung für die Lie fe rung der als Si cher heit die nen den Sa che gilt und den 
Vo raus set zun gen des Um satz steuer rechts ent spricht.

Kün di gung
18 Kün di gungs rech te des Kun den
(1)  Je der zei ti ges Kün di gungs recht
Der Kun de kann die ge sam te Ge schäfts ver bin dung oder ein zel ne Ge­
schäfts be zie hun gen (zum Bei spiel den Scheck ver trag), für die we der 
eine Lauf zeit noch eine ab wei chen de Kün di gungs re ge lung ver ein bart 
ist, je der zeit oh ne Ein hal tung ei ner Kün di gungs frist kün di gen.
(2)  Kün di gung aus wich ti gem Grund
Ist für eine Ge schäfts be zie hung eine Lauf zeit oder eine ab wei chen de 
Kün di gungs re ge lung ver ein bart, kann eine frist lo se Kün di gung nur 
dann aus ge spro chen wer den, wenn hier für ein wich ti ger Grund vor­
liegt, der es dem Kun den, auch unter Be rück sich ti gung der be rech tig ten 
Be lan ge der Bank, un zu mut bar wer den lässt, die Ge schäfts be zie hung 
fort zu set zen.
(3)  Gesetzliche Kündigungsrechte
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben unberührt.

19 Kün di gungs rech te der Bank
(1)  Kün di gung unter Ein hal tung ei ner Kün di gungs frist
Die Bank kann die ge sam te Ge schäfts ver bin dung oder ein zel ne Ge­
schäfts be zie hun gen, für die we der eine Lauf zeit noch eine ab wei chen de 
Kün di gungs re ge lung ver ein bart ist, je der zeit unter Ein hal tung ei ner 
an ge mes se nen Kün di gungs frist kün di gen (zum Bei spiel den Scheck ver­
trag, der zur Nut zung von Scheck vordrucken be rech tigt). Bei der Be mes­
sung der Kün di gungs frist wird die Bank auf die be rech tig ten Be lan ge des 
Kun den Rück sicht neh men. Für die Kün di gung eines Zah lungs dienst­
erahmenvertrags (zum Beispiel laufendes Konto oder Karten ver trag) 
und eines De pots be trägt die Kün di gungs frist min des tens zwei Monate.

(2)  Kün di gung un be fris te ter Kre di te
Kre di te und Kre dit zu sa gen, für die we der eine Lauf zeit noch eine ab­
wei chen de Kün di gungs re ge lung ver ein bart ist, kann die Bank je der zeit 
oh ne Ein hal tung ei ner Kün di gungs frist kün di gen. Die Bank wird bei der 
Aus übung die ses Kün di gungs rechts auf die be rech tig ten Be lan ge des 
Kun den Rück sicht neh men.
Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen für die Kündi­
gung eines Verbraucherdarlehensvertrags vorsieht, kann die Bank nur 
nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen.
(3)   Kün di gung aus wich ti gem Grund oh ne Ein hal tung ei ner Kün  di­

gungs  frist
Eine frist lo se Kün di gung der ge sam ten Ge schäfts ver bin dung oder ein­
zel ner Ge schäfts be zie hun gen ist zu läs sig, wenn ein wich ti ger Grund 
vor liegt, der der Bank de ren Fort set zung auch unter Be rück sich ti gung 
der be rech tig ten Be lan ge des Kun den un zu mut bar wer den lässt. Ein 
wichtiger Grund liegt ins be son de re vor, 
–  wenn der Kun de un rich ti ge An ga ben über sei ne Ver mö gensver hält­

nis se ge macht hat, die für die Entscheidung der Bank über eine Kre­
dit ge wäh rung oder über an de re mit Ri si ken für die Bank ver bun de­
nen Ge schäf te (zum Bei spiel Aus hän di gung einer Zahlungs kar te) von 
er heb li cher Be deu tung wa ren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur, 
wenn der Kunde für die Kreditwürdigkeitsprüfung relevante Infor­
ma tionen wissentlich vorenthalten oder diese gefälscht hat und dies 
zu einem Mangel der Kreditwürdigkeitsprüfung geführt hat oder 

–  wenn eine we sent li che Ver schlech te rung der Ver mö gens ver hält nis se 
des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit ein tritt oder ein­
zu tre ten droht und da durch die Rückzahlung des Dar le hens oder die 
Er fül lung einer sonstigen Ver bind lich kei t ge gen über der Bank – auch 
unter Verwertung einer hierfür bestehenden Sicher heit – ge fähr det 
ist oder

–  wenn der Kun de sei ner Ver pflich tung zur Be stel lung oder Ver stär­
kung von Si cher hei ten nach Nummer 13 Ab satz 2 die ser Ge schäfts­
be din gun gen oder aufgrund ei ner sons ti gen Ver ein ba rung nicht 
in ner halb der von der Bank ge setz ten an ge mes se nen Frist nach­
kommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, 
ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Ab hilfe be­
stimm  ten angemessenen Frist oder nach erfolgloser Ab mah nung zuläs­
sig, es sei denn, dies ist wegen der Beson derheiten des Einzelfalls (§ 323 
Abs. 2 und 3 BGB) ent behr lich.
(4)  Kün di gung von Ver brau cher darlehensverträgen bei Ver zug
So weit das Bürgerliche Gesetzbuch Son der re ge lun gen für die Kün di­
gung we gen Ver zugs mit der Rück zah lung ei nes Ver brau cher dar lehens­
vertrags vor sieht, kann die Bank nur nach Maß gabe die ser Re ge lun gen 
kün di gen.
(5)  Kündigung von Basiskontoverträgen
Die Bank kann einen Basiskontovertrag nach den jeweiligen vertragli­
chen Vereinbarungen sowie ergänzend nach den gesetzlichen Bestim­
mungen kündigen.
(6)  Ab wick lung nach ei ner Kün di gung
Im Fall ei ner Kün di gung oh ne Kün di gungs frist wird die Bank dem Kun­
den für die Ab wick lung (ins be son de re für die Rückzahlung ei nes Kre­
dits) eine an ge mes se ne Frist ein räu men, so weit nicht eine so for ti ge 
Er le di gung er for der lich ist (zum Bei spiel bei der Kün di gung des Scheck­
ver trags die Rück ga be der Scheck vor dru cke).

Sicherungssystem
20  BVR Institutssicherung GmbH und Sicherungs ein­

richtung des BVR
(1)  Instituts­ und Einlagenschutz
Die Bank ist der BVR Institutssicherung GmbH und der Sicherungs­
ein richtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und 
Raiffeisen banken e. V. angeschlossen. Als institutsbezogene Siche rungs­
systeme haben sie die Aufgabe, drohende oder bestehende wirt schaftliche 
Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen Insti tuten abzuwenden 
oder zu beheben. Alle Institute, die diesen Siche rungssystemen ange­
schlossen sind, unterstützen sich gegenseitig, um eine Insolvenz zu ver­
meiden. Über den Institutsschutz sind auch die Einlagen der Kunden – da­
runter fallen im Wesentlichen Spareinlagen, Sparbriefe, Termineinlagen, 
Sichteinlagen und Schuldverschreibungen – geschützt.
(2)  Gesetzlicher Einlagenschutz der BVR Institutssicherung GmbH
Das von der BVR Institutssicherung GmbH betriebene institutsbezogene 
Sicherungssystem ist als Einlagensicherungssystem amtlich anerkannt. 
Sollte entgegen Absatz 1 ein Insolvenzfall eintreten, sind Ein lagen im 
Sinne des § 2 Absätze 3 bis 5 des Einlagensiche rungs gesetzes bis zu den 
Obergrenzen gemäß § 8 des Einlagensicherungs gesetzes von der BVR 
Institutssicherung GmbH zu erstatten.
(3)  Freiwilliger Einlagenschutz der Sicherungseinrichtung
Die Sicherungseinrichtung schützt im Fall einer Insolvenz über den ge­
setzlichen Schutz nach Absatz 2 hinaus alle Einlagen nach Maßgabe des 
§ 1 Absatz 4 des Statuts der Sicherungseinrichtung.
(4)  Informationsbefugnisse
Die Bank ist befugt, der Sicherungseinrichtung des BVR oder einem von 
ihr Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Die Bank ist befugt, 



130 240  06.23   Seite 5

der BVR Institutssicherung GmbH oder einem von ihr Beauftragten alle 
in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte zu erteilen und 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

Information zur außergerichtlichen Streitschlichtung und 
zur Möglichkeit der Klageerhebung
Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genos­
senschaftlichen Bankengruppe teil. Für die Beilegung von Streitig kei­
ten mit der Bank besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie 
bei Ablehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basiskonto ver trags 
für Nichtkunden die Möglichkeit, den Ombudsmann für die genos­
senschaftliche Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/ 
 Kundenbe schwerde stelle). Näheres regelt die „Verfahrens ord nung für 
die außergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich 
der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur 
Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde ist in Text form (z. B. mittels Brief 
oder E­Mail) an die Kundenbe schwerdestelle beim Bundesverband der 
Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken – BVR, Schellingstraße 4, 
10785 Berlin, E­Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem An wen­
dungs bereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des Bür ger­
lichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürger lichen 
Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des 
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Möglich keit, eine 
Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanz dienst leistungs aufsicht 
einzulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die Adresse lautet: Bundes­
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 
53117 Bonn. Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde 
unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in 
Textform (z.B. mittels Brief, Telefax oder E­Mail) beantworten.

Die Europäische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/ 
odr/ eine Plattform zur außergerichtlichen Online­Streit bei le gung (so­
genannte OS­Plattform) bereit.

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

Ende der Allgemeinen Geschäftsbedingungen
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